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Liebe Leserin, lieber Leser,

Historisches ist geschehen: Erstmals haben im Oktober 
2017 Kolleginnen und Kollegen einer katholischen Ein-
richtung ihre Arbeit niedergelegt. In Ottweiler for-
derten sie gemeinsam mit vielen weiteren Kranken-
hausbeschäftigten aus öffentlichen Einrichtungen Entla-
stung und mehr Personal für eine gute Patientenversor-
gung im Saarland. Die Caritas reagierte wie zu erwar-
ten: Gebetsmühlenartig wurde auf den »bewährten« 
so genannten Dritten Weg verwiesen und ver.di als  
verantwortungslos bezeichnet. Nur Lösungen für Ent- 
lastung bot sie nicht. Zwei Dinge werden sehr deutlich: 
Unsere Kolleginnen und Kollegen in kirchlichen Betrie-
ben haben erneut bewiesen, wie kraftvoll sie sind, 
wenn sie solidarisch und kollektiv handeln. Genau das 
ist es, was nötig ist, um die Machtfrage zwischen Ar-
beitnehmer/innen und Arbeitgebern zu beantworten. 
Denn das Konsensprinzip des so genannten Dritten 
Weges ist nicht in der Lage, für Entlastung und mehr 
Personal zu sorgen. 

Auch die Diakonie reitet dieses tote Pferd weiterhin. 
In mehreren Landesverbänden wird mit Hochdruck 
daran gearbeitet, die kirchenrechtlichen Arbeitsrechts-
grundlagen so zu erneuern, dass auch weiterhin keine 
Öffnung für den Abschluss von Tarifverträgen vorgese-
hen ist und künftig die Arbeitsrechtlichen Kommissi-
onen wieder funktionieren. Zuletzt hat etwa die Diako-
nie Deutschland gemeinsam mit dem Verband der 
Diakonischen Dienstgeber in 2017 bewiesen, dass sie 
die Arbeitsbedingungen auch einseitig festlegt, wenn 
sie es will. Ohne die Beteiligung von Arbeitnehmer/
innen. Deshalb forderten Kolleginnen und Kollegen der 
bundesweiten Tarifkonferenz im Berliner Manifest »Tür 
auf für Tarifverträge«. Dies macht deutlich, in welchem 
Abwehrkampf die Diakonie sich befindet. Gleichzeitig 
wird ver.di aktuell aufgefordert, sich an der Neubildung 
der Arbeitsrechtlichen Kommissionen zu beteiligen, so 
unter anderem bei der Diakonie Deutschland. Das Ziel 
ist klar: Die vermeintliche Sicherstellung einer angemes-
senen Beteiligung von Gewerkschaften, die dann auch 
ein Streikverbot begründen könnte. ver.di wird aber 
weiterhin nicht in einem undemokratischen und un-
durchsichtigen System mitarbeiten, sondern bietet al-
ternativ Gespräche über Tarifverträge für alle Beschäf-
tigten in kirchlichen Einrichtungen an.

Anlässlich der Novellierung des Mitarbeitervertre-
tungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(MVG EKD) in 2018 wirken die Bundeskonferenz der 
Arbeitsgemeinschaften/Gesamtausschüsse der Mitar-
beitervertretungen und ver.di gemeinsam auf eine Ver-

Editorial: 

Runter vom toten Pferd

besserung der betrieblichen Mitbestimmung hin. Im 
Fokus steht die Wahlberechtigung zur Mitarbeiterver-
tretung (MAV) von Beschäftigten, die keiner christ-
lichen Kirche angehören. Mehrheitlich wird die so ge-
nannte ACK-Klausel bereits jetzt schon nicht mehr 
umgesetzt, weshalb bereits der Rat der EKD eine Emp-
fehlung zur Abschaffung ausgesprochen hat. Aber 
auch die Einführung einer verbindlichen Einigungsstelle 
ist eine zentrale Forderung. Sie würde eine Stärkung 
der Mitbestimmung für die MAV bedeuten, die insbe-
sondere hinsichtlich einer sich verändernden Arbeits-
welt wichtig ist (Stichwort Digitalisierung). Doch der 
vorliegende Entwurf (Stand Januar) enttäuscht bislang 
mit unzureichenden Regelungsvorschlägen.

Es liegt ein weiteres Jahr mit spannenden Entwick-
lungen vor uns. Eines ist klar: Unsere Kolleginnen und 
Kollegen in den Einrichtungen von Diakonie und Caritas 
haben selbst den größten Einfluss darauf, wohin diese 
Entwicklungen gehen werden. Ihre Gewerkschaft ver.di 
steht an ihrer Seite.

Eure Kirchen.info-Redaktion
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Was ist die Alternative?
Arbeitsbedingungen und Bezahlung werden üblicher-
weise in Tarifverträgen geregelt. Das muss auch bei den 
Kirchen und ihren Wohlfahrtsverbänden Caritas und Di-
akonie zur Selbstverständlichkeit werden. Schließlich 
unterscheidet sich die professionelle Arbeit in einer 
konfessionellen Kita nicht von der in einer Einrichtung 
der Arbeiterwohlfahrt. Und in der Klinik konfessioneller 
Trägerschaft wird nicht anders operiert oder gepflegt 
als in einem kommunalen Krankenhaus. Mitglieder ge-
werkschaftlicher Tarifkommissionen werden demokra-
tisch gewählt, die Forderungen werden breit diskutiert 
und alle Beschäftigten werden über die Verhandlungen 
informiert. Alles ist transparent – das kann man vom 
»Dritten Weg« nun wirklich nicht behaupten. Die ent-
scheidende Frage ist: Wie verbessern wir die Beschäfti-
gungsbedingungen in Krankenhäusern, in der Altenhil-
fe, in der Sozialen Arbeit? In diesen Bereichen muss 
dringend Entlastung und mehr Personal her. Und die 
Berufe müssen aufgewertet werden – auch finanziell. 
Weil die hoch qualifizierte Arbeit der Kolleginnen und 
Kollegen es wert ist. Und weil wir nur so in Zukunft die 
benötigten Fachkräfte gewinnen können. Die Berufe 
sind sinnstiftend und von hoher gesellschaftlicher Be-
deutung – aber die Bedingungen müssen stimmen. 
Auch die kirchlichen Träger müssten eigentlich ein Inte-
resse daran haben, dass es künftig genug Fachkräfte im 
Gesundheits- und Sozialwesen gibt.

Und der »Dritte Weg« ist gänzlich ungeeignet, Aufwer-
tung und Entlastung zu erreichen?
Ich hätte nichts dagegen, wenn die Diakonie auf dem 
»Dritten Weg« beschließen würde, dass keine Pflege-
kraft mehr allein eine Station oder einen Wohnbereich 
betreuen muss. Ich würde mich freuen, wenn auf dem 
»Dritten Weg« festgelegt wird, dass auf den Intensiv-
stationen eine Pflegekraft für höchstens zwei Patient/
innen zuständig ist, dass in der stationären Altenpflege 
ab sofort ein Personalschlüssel von einer Pflegekraft auf 
zwei Bewohner/innen gilt. Bisher kann ich aber keine 
Anzeichen dafür erkennen. Deshalb vermute ich, dass 
Entlastung in Krankenhäusern und in der Altenpflege 
auf dem »Dritten Weg« nicht zu haben ist. 

Spielt die Entlastung denn in Tarifverhandlungen eine 
Rolle?
ver.di hat ausgewählte Krankenhäuser verschiedener 
Trägerschaft in Bayern, Baden-Württemberg, Nord-
rhein-Westfalen, Niedersachsen, Brandenburg, Hessen, 

Warum ver.di sich nicht an der Neubildung der 
Arbeitsrechtlichen Kommission der Diakonie 
Deutschland (ARK-DD) beteiligt und was das mit 
Aufwertung, mehr Personal und gesunden Ar-
beitsbedingungen zu tun hat. Ein Gespräch mit 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler

Kirchen.info: Die Diakonie Deutschland hat ver.di auf-
gefordert, sich an der Neubildung der Arbeitsrecht-
lichen Kommission (ARK-DD) zu beteiligen. Warum hat 
ver.di das abgelehnt?
Sylvia Bühler: ver.di steht für Verhandlungen auf Au-
genhöhe, die gibt es nicht im »Dritten Weg« kirchenin-
terner Lohnfindung. Wer das nicht glauben will, muss 
sich nur die vergangenen Monate anschauen. Was da 
in der ARK-DD abging, erinnert an absurdes Theater. 
Lange war völlig offen, ob es am Ende überhaupt noch 
einen Beschluss geben würde. Nun ist er da. Und wie-
der waren die Beschäftigten völlig außen vor. Sie kön-
nen weder die Forderungen beschließen noch die Ver-
handlungsstände diskutieren oder gar über das Ergeb-
nis abstimmen. Die plötzliche Einigung ist ein verzwei-
felter Rettungsversuch für den »Dritten Weg«, der nun 
trotz allem wiederbelebt werden soll. Wen repräsentie-
ren denn eigentlich die »Dienstnehmervertreter/
innen«? Ich finde, es ist ein guter Zeitpunkt für einen 
richtigen Neuanfang. Und ich bin mir sicher, die Diako-
nie könnte damit bei ihren Beschäftigten punkten. 

Interview mit Sylvia Bühler

»Entlastung ist auf dem Dritten Weg  
nicht zu haben«

Sylvia Bühler ist Mitglied im ver.di-Bundesvorstand und leitet den 
Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen.
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ressen eintreten. Eine Folge war, dass sich der Diöze-
san-Caritasverband Trier in einem »Mahnruf« gemein-
samen mit ver.di für eine bessere Personalausstattung 
in den Krankenhäusern ausgesprochen hat. Es gibt also 
durchaus Möglichkeiten, wie Kirchen und Gewerk-
schaften an einem Strang ziehen können.

Mit welchem Ziel?
Der Gesetzgeber muss dafür sorgen, dass Patient/innen 
und Bewohner/innen gut versorgt und gepflegt wer-
den. Man darf das Gesundheits- und Sozialwesen nicht 
dem Markt und Wettbewerb überlassen. Wir brauchen 
verbindliche Personalvorgaben, dann macht auch die 
Arbeit wieder Freude und kein Beschäftigter muss mehr 
fürchten, dass die eigene Gesundheit unter dem Dau-
erstress leidet. Dass Union und SPD in ihrem Koalitions-
vertrag für die Krankenhäuser Schritte in Richtung einer 
besseren Personalausstattung und einer besseren Fi-
nanzierung der Personalkosten außerhalb der Fallpau-
schalen versprochen haben, ist ein großer Erfolg. Ohne 
die vielen öffentlichen Proteste, betrieblichen Aktionen 
und Streiks, die ver.di in den vergangenen Monaten auf 
die Beine gestellt hat, wäre das nicht geschehen. Jetzt 
kommt es darauf an, dranzubleiben und den Druck auf-
recht zu erhalten – bis die Entlastung tatsächlich in den 
Betrieben angekommen ist.

 Daniel Behruzi

Rheinland-Pfalz, Saarland und Mecklenburg-Vorpom-
mern zu Verhandlungen über einen Tarifvertrag Entla-
stung aufgefordert. Denn wir lassen die Arbeitgeber 
nicht aus ihrer Verantwortung. Die Zwischenbilanz ist 
positiv. In etlichen Kliniken laufen Gespräche, um zu 
prüfen, wie Entlastung organisiert werden kann. Im 
Uniklinikum Gießen und Marburg (UKGM) haben wir 
nach drei Streiktagen den ersten Tarifvertrag zur Ent- 
lastung in einem privaten Krankenhaus durchgesetzt. 
Die zur Rhön-Klinikum AG gehörenden Universitäts- 
kliniken haben sich verpflichtet, rund 100 neue Stellen 
zu schaffen, auf Outsourcing und betriebsbedingte 
Kündigungen zu verzichten und Personalausfälle zu 
kompensieren.

Ginge so etwas auch in kirchlichen Einrichtungen?
Die Belastung ist in Kirche, Diakonie und Caritas nicht 
geringer als anderswo. Überall fehlt es an Personal, 
können gesetzlich vorgeschriebene Pausen nicht ge-
nommen werden, werden Kolleginnen und Kollegen 
außerhalb des Dienstplans zur Arbeit gerufen. Und 
immer mehr erkennen, dass sie mit noch so großem 
persönlichem Einsatz den Personalmangel nicht ausglei-
chen können. Gut, wenn die Beschäftigten Zeichen set-
zen und sich selbst schützen. Wie heißt es in der Bera-
tung so schön: Du kannst den anderen nicht verändern, 
aber du kannst dein Verhalten ändern, um das System 
in Bewegung zu bringen. Vorgemacht haben das auch 
die Pflegekräfte der Marienhausklinik Ottweiler im 
Saarland, die zwei Mal für Entlastung gestreikt haben. 
Sie haben sich nicht einschüchtern lassen und gezeigt: 
Auch bei kirchlichen Trägern können und dürfen Be-
schäftigte mit gewerkschaftlichen Mitteln für ihre Inte-

Eine erste Bewertung des Beschlusses der ARK-DD vom 21. Februar: 
http://gesundheit-soziales.verdi.de/themen/kirchen-und-
arbeitsrecht/++co++4b5f7acc-18a7-11e8-a1c3-525400f67940

Tür auf für Tarifverträge. Kundgebung vor der Zentrale des VdDD in Berlin am 12.10.17 Foto: ver.di
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Mit ihren Streiks für Entlastung haben die Beschäftigten 
der Marienhausklinik im saarländischen Ottweiler im 
Oktober vergangenen Jahres für Aufsehen gesorgt. In-
zwischen sind erste Erfolge sichtbar. So hat die katho-
lische Unternehmensgruppe in einem Schreiben an die 
politisch Verantwortlichen erstmals zugegeben, dass et-
liche Pflegekräfte fehlen. Auf einigen Stationen hat das 
Management gemeinsam mit der Mitarbeitervertretung 
Maßnahmen ergriffen, die ein wenig Entlastung brin-
gen. Doch die grundlegenden Probleme bleiben unge-
löst. Die ver.di-Aktiven wollen deshalb weiter Druck 
machen. So, wie ihre Kolleginnen und Kollegen in der 
bundesweiten Bewegung für mehr Personal und Ent- 
lastung im Krankenhaus.

In einem Positionspapier an die angehenden Koaliti-
onäre im Bund fordert der vornehmlich in Rheinland-
Pfalz und im Saarland tätige Marienhaus-Konzern, die 
Pflegekräfte zu entlasten und die Refinanzierung zu 
verbessern. »Legt man die Zahlen des Deutschen Insti-
tuts für angewandte Pflegeforschung (zusätzlicher Be-
darf rund 73.000 Vollzeitkräfte) zugrunde, würde sich 
für die Marienhaus Unternehmensgruppe ein Mehrbe-
darf von etwa 630 Vollzeit-Pflegestellen ergeben, bei 
derzeit etwa 4.200 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
in der Pflege«, rechnet das katholische Unternehmen in 
dem Papier vor. Werde das Personal entsprechend auf-
gestockt, »würden sich die Stellen im Pflegedienst ana-
log zum ärztlichen Dienst entwickeln«. Jährlich würden 
dafür etwa 35 Millionen Euro benötigt, für deren Refi-
nanzierung die Politiker sorgen müssten.

Kleinere Verbesserungen erreicht
»Endlich nennt Marienhaus das Kind beim Namen und 
gibt zu, dass Pflegekräfte fehlen«, kommentiert der  

zuständige ver.di-Sekretär Ben Brusniak das Schreiben. 
»Wir unterstützen die Forderung nach einer besseren 
Refinanzierung voll und ganz«, betont der Gewerk-
schafter. »Doch schon jetzt trägt der Arbeitgeber die 
Verantwortung, dafür zu sorgen, dass die Arbeit in den 
Marienhaus-Kliniken nicht krank macht.«

Auch Tim Umhofer, der als Krankenpfleger in der 
Ottweiler Klinik arbeitet, begrüßt die Aussagen der  
Unternehmensleitung. »Unsere Aktionen und Streiks 
haben offenbar ein Bewusstsein dafür geschaffen,  
dass es in der Pflege so nicht weitergeht.« Das zeigten 
auch Gespräche zwischen Mitarbeitervertretung und 
Geschäftsleitung, bei denen kleinere Verbesserungen 
erreicht wurden. So soll auf einigen Stationen mittags 
zusätzliches Personal eingesetzt werden, um bei  
der Medikamentenvergabe zu helfen. Entlastet werden  
sollen die Pflegekräfte auch dadurch, dass sie Patient/
innen künftig nicht mehr selbst zu Untersuchungen 
bringen müssen. »Das sind alles richtige Maßnahmen, 
doch das Grundproblem lösen sie nicht«, meint Um- 
hofer.

Deshalb wollen die Pflegekräfte in dem katho-
lischen Krankenhaus – von denen sich viele im Zuge der 
Auseinandersetzung ver.di angeschlossen haben – wei-
ter Druck machen. Natürlich könnten sie das Aktivitäts-
niveau vom Oktober nicht pausenlos aufrecht erhalten, 
erläutert Krankenpfleger Umhofer. »Aber wir bleiben 
aktionsbereit.« Weiterhin treffen sich die Pflegekräfte 
regelmäßig zu »Entlastungs-Stammtischen«, um über 
ihre Situation und die nächsten Schritte zu diskutieren. 
So wollen sie unter anderem die Vernetzung der Be-
schäftigten bei Marienhaus und anderen katholischen 
Trägern vorantreiben. Im Juni soll hierzu ein größeres 
Treffen stattfinden.

Die Bewegung wirkt
Auch bundesweit sollen die Aktionen für Entlastung 
weitergehen. »Wir müssen gerade jetzt Gas geben und 
unsere Meinung lautstark kundtun«, appellierte der 
Krankenpfleger Benjamin Gampel aus Augsburg an die 
rund 150 Teilnehmerinnen und Teilnehmer einer ver.di-
Aktivenkonferenz Anfang Februar in Kassel. Die Ge-
werkschafter/innen sahen die Versprechungen von 
Union und SPD als Beleg dafür, dass die Bewegung 
wirkt. Unter anderem wollen die angehenden Koalitio-
näre Personaluntergrenzen für alle bettenführenden Be-
reiche einführen. »Mir wurde klar gesagt, dass die Un-
tergrenzen nicht mehr nur zur Vermeidung uner-
wünschter Ereignisse dienen, sondern sich am Bedarf 
der Patientinnen und Patienten orientieren und das Per-
sonal entlasten sollen«, berichtete Sylvia Bühler vom 

Krankenhausbeschäftigte streiten weiter für Entlastung – auch bei Marienhaus

Bewegung wirkt

Im gleichen Boot. Warnstreik Marienhaus Ottweiler 
Foto: ver.di
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Dennoch will die Gewerkschaft nicht passiv auf die 
Beschlüsse einer neuen Regierung warten. Im Gegen-
teil: Sowohl auf politischer als auch auf betrieblicher 
und tariflicher Ebene sollen die Aktivitäten fortgesetzt 
werden. Unter anderem sollen im Frühjahr hunderte 
Teams mit Hilfe des Soll-ist-voll-Rechners (http://soll-
ist-voll.verdi.de) feststellen, wie viel Personal auf ihrer 
Station fehlt. Die Daten werden bundesweit zusam-
mengetragen. Die Gesundheitsministerkonferenz der 
Länder am 21. Juni in Düsseldorf soll mit den Ergebnis-
sen konfrontiert werden. »Wir sind noch nicht am Ziel«, 
stellte Bühler auf der Kasseler Aktivenkonferenz klar. 
»Wir lehnen uns jetzt nicht zurück, sondern bleiben 
aufmerksam und aktiv.«

Daniel Behruzi

ver.di-Bundesvorstand. Sie lobte, dass die Ausgaben 
der Kliniken für das Pflegepersonal in Zukunft »besser 
und unabhängig von den Fallpauschalen vergütet wer-
den« sollen. Das hieße, dass die Personalkosten zumin-
dest teilweise von der Klinikfinanzierung über Fallpau-
schalen (Diagnosis Related Groups, DRG) entkoppelt 
würden. Stattdessen soll der »klinikindividuelle Pflege-
personalbedarf« zugrunde gelegt werden. »Wird das 
konsequent umgesetzt, ist die bisher praktizierte 
Zweckentfremdung von Personalkosten nicht mehr 
möglich. Damit würde lange bekannten Fehlsteue-
rungen im System der Fallpauschalen in Bezug auf das 
Pflegepersonal entgegengewirkt«, so Bühler in einer 
Pressemitteilung.

An Eurer Seite. Solidaritätserklärung der bundesweiten ver.di-Tarifkonferenz Diakonie mit den  
Streikenden in Ottweiler am 11.10.17

Die gemeinsame Konferenz von ver.di, Dia e.V. und 
BUKO agmav + ga am 11. und 12. Oktober 2017 erklärt: 

Der »Dritte Weg« kircheninterner Lohnverhandlungen hat 
seine Legitimation endgültig verloren. Mit der selbstherrlichen 
Bestimmung der Löhne durch die Arbeitgeber, gemeinsam mit 
einem Schlichter, überdehnt die Diakonie ihr grundgesetzlich 
garantiertes Selbstverwaltungs- und Selbstordnungsrecht. 
Dieses Vorgehen ist zutiefst undemokratisch und wird von 
den Teilnehmer/innen dieser Konferenz strikt abgelehnt. 

Der bereits tote Dritte Weg wurde mit der Zwangsschlichtung 
endgültig beerdigt. 

Wir rufen deshalb alle Arbeitnehmerverbände auf, ihre Mitar-
beit in den Kommissionen dauerhaft zu beenden. Im System 
des Dritten Weges sind gute Arbeitsbedingungen sowie die 
dringend notwendige Aufwertung sozialer und pflegerischer 
Tätigkeiten nicht durchzusetzen. Nur der Abschluss möglichst 
flächendeckender Tarifverträge sichert dauerhaft einen ge-
rechten Interessenausgleich. Dies geschieht allerdings nicht 

von selbst: Organisiertes, solidarisches Handeln sind Voraus-
setzung, um der Macht der Arbeitgeberseite zu begegnen 
und auf Augenhöhe zu verhandeln. Dafür setzen wir uns ein 
und sind bereit, dafür zu kämpfen! 

Diakonie und Caritas stehen im politisch gewollten Wettbe-
werb miteinander und gegenüber anderen öffentlichen und 
privaten Trägern. Sie üben zu Recht Kritik an den Folgen von 
Markt und Wettbewerb in dieser Branche, doch das reicht 
nicht. Ein gemeinsamer Einsatz für einen allgemeinverbind-
lichen Tarifvertrag ist dringend erforderlich. 
Reformen und Aktionen sind angesagt! 

	 Die Teilnehmer/innen der Konferenz „Tür auf für Tarifver-
träge in der Diakonie“ fordern insbesondere:  

	 Ende des Dritten Weges  
	 Ein tatsächlich demokratisches und beteiligungsorientiertes 

Verhandlungssystem: Tarifverträge!  
	 Keine sachgrundlose Befristung mehr  
	 Mehr Personal  
	 Aufwertung und Wertschätzung  
	 Bessere Bezahlung

Berliner Manifest für gerechte Arbeitsbedingungen in der Diakonie

Foto: ver.di
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nommen werden. Damit entspricht die AVR jetzt wei-
testgehend dem TVöD. 

Wieso dann nicht gleich das Original? Weil dies eine 
Frage der Durchsetzung ist! Seit Gründung der ver.di-
Tarifkommission ist es gemeinsame Zielsetzung von Ta-
rifkommission und AGMAV, anstelle der auf dem so 
genannten Dritten Weg verhandelten Arbeitsvertrags-
richtlinien den TVöD als Tarifvertrag in die Diakonie zu 
bekommen. Durchsetzung braucht Durchsetzungs-
macht und diese ist nur zu organisieren, wenn sich viele 
Kolleginnen und Kollegen in ver.di organisieren. In die-
sem Sinne arbeiten Tarifkommission und AGMAV aktu-
ell intensiv daran, die Basis zu erreichen. Die gemein-
same Tarifstrategie ist Thema in Mitarbeitenden- 
versammlungen der Einrichtungen, nach Möglichkeit 
treten AGMAV und ver.di hierzu gemeinsam in Aktion. 
Die Beteiligung in der aktuellen Tarifrunde ist derzeit 
ein weiterer wichtiger Baustein, Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zu erreichen und für die gemeinsame Tarif-
strategie zu gewinnen.

Sonja Gathmann, Uli Maier

Der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) ist 
der Flächentarifvertrag für die Soziale Arbeit! Auf die-
ser Grundlage ist die württembergische »Strategie Flä-
chentarifvertrag – Anwendungstarifvertrag TVöD« ent-
standen. Mit dieser Positionierung der Arbeitsgemein-
schaft der Mitarbeitervertretungen (AGMAV) ist es ge-
lungen, für 38.000 Beschäftigte der Diakonie in Württ-
emberg weitestgehend den TVöD durchzusetzen. Ein 
Selbstläufer war dies nicht, erst nach heftigen Ausei-
nandersetzungen gelang zum Januar 2009 die Über-
nahme des TVöD in die Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) 
Württemberg. 2010 konnte zudem erreicht werden, 
dass Tarifabschlüsse zum TVöD – Entgelt und Arbeits-
zeit betreffend – automatisch und zeitgleich gelten. Der 
TV-SuE, die Entgeltordnung für den Sozial- und Erzie-
hungsdienst, fällt nicht unter diese Tarifautomatik. 
Mehr als vier Jahre hat es gebraucht, auch den TV-SuE 
in die AVR-Württemberg zu integrieren. In dieser Ausei-
nandersetzung hat sich die »ver.di-Tarifkommission Dia-
konie« gegründet. Zuletzt konnte 2016 die neue Ent-
geltordnung zum TVöD in die AVR-Württemberg über-

Tarifstrategie in der Diakonie Württemberg:

Durchsetzung braucht Durchsetzungsmacht

Auf Augenhöhe. Kundgebung „Tür auf für Tarifverträge“ bei der Diakonie Deutschland am 12.10.17
Foto: ver.di
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Die Arbeitsbedingungen der 29.000 Beschäftigten im 
Diakonischen Werk Mitteldeutschland weisen seit Jah-
ren die gleichen Symptome auf, wie die anderer Ein-
richtungen des Gesundheits- und Sozialwesens: Die Be-
lastung ist hoch, denn es sind zu wenig Zeit und Perso-
nal vorhanden. Hinzu kommt ein hoher Anteil Teilzeit-
beschäftigung, die überwiegend Frauen betrifft. Viele 
würden gern mehr arbeiten, dürfen es aber nicht. In 
Bezug auf sachgrundlose Befristungen stellt es sich 
ähnlich dar, ihr Anteil ist hoch und in Zeiten des Fach-
kräftemangels nicht mehr nachvollziehbar. Erschwerend 
kommt hinzu, dass in Mitteldeutschland die Vergütung 
deutlich hinter dem Tarifvertrag des öffentlichen 
Dienstes (TVöD) hinterherhinkt und je nach Beruf auch 
weit von den Arbeitsvertraglichsrichtlinien der Diakonie 
Deutschland (AVR DD) entfernt ist. 

Wertschätzung, Lohngerechtigkeit und Erholung 
Gleichwohl versuchen die Arbeitgeber in Mitteldeutsch-
land weiterhin am so genannten Dritten Weg festzuhal-
ten und behaupten, all die derzeit unbefriedigenden 
Bedingungen regeln zu können. Die Vertreterinnen und 
Vertreter der Beschäftigten in der Arbeitsrechtlichen 
Kommission haben sich deshalb dazu entschieden, dies 
auf die Probe zu stellen. Es ist nun an den Arbeitge-
bern, nicht nur zu behaupten, dass das Konsensprinzip 
des so genannten Dritten Weges in der Lage ist, für 
Wertschätzung und bessere Arbeitsbedingungen in 
Mitteldeutschland zu sorgen. Sondern sie erhalten nun 
die Gelegenheit, es auch umsetzen. Die Dienstnehmer-
seite der Arbeitsrechtlichen Kommission hat ein Forde-
rungspaket geschnürt, dessen Umsetzung der gelei-
steten Arbeit der Beschäftigten gerecht werden würde. 
Es würde für mehr Wertschätzung, Lohngerechtigkeit 
und mehr Erholung der Beschäftigten der Diakonie in 
Mitteldeutschland sorgen. Gute Arbeit muss auch 
gleich vergütet werden. Aus diesem Grund gehören so-
wohl eine Angleichung der Löhne an vergleichbare Re-
gelungswerke, als auch eine Arbeitszeitverkürzung zu 
der Forderung. Doch auch die Belastung bei der Arbeit 
muss reduziert werden, dazu zählt auch mehr Pla-
nungssicherheit für die Beschäftigten. 

Die Forderungen
	 Lohnangleichung an die AVR DD
	 Verbindliche Anwendung der AVR für alle Dienst-

verhältnisse
	 Zusätzliche freie Tage für das Einspringen aus dem 

Frei
	 7 Entlastungstage pro Jahr für Beschäftigte über 

58 Jahre

	 Arbeitszeitverkürzung von 40 auf 39 Stunden pro 
Woche (bei vollem Lohnausgleich)

	 30 Tage Erholungsurlaub für alle Beschäftigten
	 Anspruch auf Erhöhung der Arbeitszeit für Teilzeit-

beschäftigte
	 Abschaffung sachgrundloser Befristungen
	 Geltung ab 01.01.2019

Die Vertreterinnen und Vertreter der Beschäftigten in 
der Arbeitsrechtlichen Kommission werden über den 
Fortgang der Verhandlungen informieren. Sie veröffent-
lichen im Anschluss der Sitzungen der Arbeitsrecht-
lichen Kommission »Kolleg*inneninfos«, die sich als 
Flugblatt direkt an die Beschäftigten der Diakonie Mit-
teldeutschland wenden und über den jeweiligen Ver-
handlungsstand informieren. Eines ist für die Dienst-
nehmerseite klar: Hinterzimmergespräche, wie sonst im 
so genannten Dritten Weg, wird es nicht geben. Sie 
verstehen sich als Vertreterinnen und Vertreter ihrer 
Kolleginnen und Kollegen in den Einrichtungen. Also 
werden sie eine Rückkopplung und Information sicher-
stellen, die eine Beteiligung und Teilhabe ermöglicht. 
Die erste Sitzung der Arbeitsrechtlichen Kommission 
findet am 28. Februar statt.

Verweigerung der Arbeitgeberseite
Die Dienstnehmervertreterinnen und -vertreter in Mit-
teldeutschland sind 2015 mit dem Ziel in die Arbeits-
rechtliche Kommission gewählt worden, sich für Tarif-
verträge einzusetzen und künftig auf diese Weise die 
Arbeitsbedingungen für alle Beschäftigten zu regeln. 
Die Vorteile liegen auf der Hand: Die darin beschrie-
benen Arbeitsbedingungen der Diakonie wären per Ta-
rifvertrag verbindlich geregelt, anders als in den Ar-
beitsvertragsrichtlinien. Zudem wären die Beschäftigten 
selbst daran beteiligt, Forderungen zu den aus ihrer 
Sicht nötigen Verbesserungen der Arbeitsbedingungen 
aufzustellen. Das Ergebnis wäre eines, das ver.di mit 
den Arbeitgebern aushandelt. Auf Augenhöhe. Mit die-
sem Ziel und einem konkreten Prozessvorschlag sind 
die Vertreterinnen und Vertreter der Beschäftigten sei-
nerzeit auf die Arbeitgeber zugegangen. Das Ergebnis 
war strikte Ablehnung. 

Auch der Landeskirchenrat hat erkannt, dass die Ar-
beitsrechtssetzung nicht mehr zukunftsfähig ist und hat 
eine Arbeitsgruppe aus Arbeitnehmer- und Arbeitge-
bervertreter/innen eingesetzt, die Alternativen entwi-
ckeln sollte. Auch hier stieß der Vorschlag der Vertrete-
rinnen und Vertreter der Beschäftigten, gemeinsam 
einen Prozess zu gestalten, an dessen Ende ein Tarifver-
trag steht, erneut auf absolut keine Kompromissbereit-

Beschäftigte stellen Diakonie Mitteldeutschland auf die Probe:

Beim Wort nehmen
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Nach den jahrelang geäußerten Forderungen der Dele-
giertenversammlung der Mitarbeitervertretungen 
(MAVen) und des Gesamtausschusses in Baden haben 
sich zuletzt auch die Dienstnehmervertreter/innen in 
der Arbeitsrechtlichen Kommission (ARK) einstimmig 
gegen das eigene System der Arbeitsrechtssetzung aus-
gesprochen. Das Thema wurde anlässlich der Stellung-
nahme zum Gesetz zur Ertüchtigung des so genannten 
Dritten Weges diskutiert. Die Dienstnehmervertreter/
innen bewerteten einstimmig den selbst praktizierten 
Dritten Weg für die Diakonie als untauglich, die Tarif-
zersplitterung in der Diakonie zurückzuführen, die feh-
lende normative Wirkung der Arbeitsrechtsregelungen 
herzustellen, eine beteiligungsorientierte Tarifentwick-
lung aus der Basis zu etablieren und die private Konkur-
renz durch allgemeinverbindliche Mindestbedingungen 
einzudämmen.

Stattdessen sprachen sich die ARK-Mitglieder für 
Tarifverträge, mindestens auf dem Niveau des Tarifver-
trages für den öffentlichen Dienst (TVöD) aus. Sie for-

Zwangsschlichtung verlassen, die hinter verschlossenen 
Türen stattfindet und auf die sie selbst keinen Einfluss 
haben. Das hat nichts mit Konsens zu tun, wie es gern 
von der Diakonie kolportiert wird. Es geht hier – wie in 
jedem weltlichen Betrieb auch – um einen Interessen-
gegensatz zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
merinnen bzw. Arbeitnehmern. Damit dieser auf Au-
genhöhe in Ausgleich gebracht werden kann, braucht 
es viele Kolleginnen und Kollegen, die sich gemeinsam 
für ihre Interessen einsetzen. Das macht eine starke Ge-
werkschaft in den diakonischen Betrieben aus – auch in 
Mitteldeutschland. ver.di ist an ihrer Seite, wenn die 
Beschäftigten sich für diesen Weg entscheiden.

Redaktion Kirchen.info

schaft der Arbeitgeber. Der Auftrag des Landeskirchen-
rats wurde nicht erfüllt. 

Machtfrage und Konsens
Das Signal ist eindeutig: Die Arbeitgeber wissen, dass 
sie in den Verhandlungen um Arbeits- und Lohnbedin-
gungen in den Arbeitsrechtlichen Kommissionen im 
Vorteil sind. Deshalb halten sie daran fest, komme was 
wolle. Welche Möglichkeiten bleiben den Beschäf-
tigten, wenn die Arbeitgeber ihren Lohnforderungen 
nicht nachkommen? Die Arbeitszeit nicht reduzieren 
wollen? Nicht mehr Urlaub gewähren wollen? Sie selbst 
haben keine Möglichkeiten. Sie müssen sich auf eine 

Kampagne bei der Diakonie Baden:

Tarifverträge jetzt! 

Im Dezember 2017 hat der Bezirksfachbereichsvorstand ver.di 
einstimmig die Gründung der Betriebsgruppe und die Benen-
nung der Vertrauensleute im Evangelischen Oberkirchenrat 
(EOK) in Karlsruhe beschlossen. Dadurch ist künftig gewähr-
leistet, dass eine Nahtstelle zur Mitarbeitervertretung besteht 
und innerbetriebliche Themen und Diskussionen in die ver.di-
Gremien gebracht werden und ver.di-Themen in der Mitarbei-
tervertretung und bei den Beschäftigten kommuniziert wer-
den. Vertrauensleute sind Claudia Braun, Jaqueline Kölmel 
und Matthias Bohrer. Insbesondere in dem Arbeitsgebiet Tarif-
politik als dem Kerngeschäft von ver.di möchte sich die neu 

gebildete Betriebsgruppe verstärkt einbringen. Eine kirchenge-
mäße Tarifpartnerschaft würde den Beschäftigten die Mög-
lichkeit eröffnen, an den Arbeitsbedingungen und Lohnver-
handlungen gleichberechtigt mitzuwirken und die Gewerk-
schaft als Verhandlungspartner in diesen Prozess aufzuneh-
men. Als ersten Schritt hat die Betriebsgruppe an der bezirk-
lichen Tarifkonferenz für die Tarifrunde 2017 »Bund und Kom-
munen« in Karlsruhe teilgenommen, um auch hier das Be-
wusstsein zu schärfen, dass Lohnsteigerungen kein Selbstläu-
fer darstellen, sondern hart erkämpft werden müssen. 

Redaktion Kirchen.info 

ver.di-Betriebsgruppe beim Evangelischen Oberkirchenrat Karlsruhe gegründet
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derten einen einheitlichen Tarifvertrag für die Diakonie, 
um den auch innerhalb der Diakonie stattfindenden 
Wettbewerb über die Löhne und Arbeitsbedingungen 
zu beenden. Sie forderten Tarifverträge, da sie wegen 
ihrer normativen Wirkung die Arbeitnehmer/innen vor 
arbeitsvertraglich vereinbarten Verschlechterungen 
schützen. Die ARK-Mitglieder forderten Tarifverträge 
auch, weil sie beteiligungsorientiert sind und die Be-
schäftigten die Möglichkeit haben, sich direkt an der 
Besetzung der Tarifkommissionen, an der Forderungs-
diskussion bzw. der Annahme von Verhandlungsergeb-
nissen zu beteiligen. Gerade auch vor dem Hintergrund 
der politischen Diskussion scheint das Ziel, Kernpunkte 
von tarifvertraglichen Standards für allgemeinverbind-
lich erklären zu lassen, näher zu rücken. Im Koalitions-
vertrag für den extrem unter Druck stehenden Bereich 
der Altenhilfe ist folgendes formuliert: »Gemeinsam mit 
den Tarifpartnern wollen wir dafür sorgen, dass Tarif-
verträge in der Altenpflege flächendeckend zur Anwen-
dung kommen«. Der Ausdruck Tarifverträge ist hier  
sicher bewusst gewählt worden, da nur auf deren 
Grundlage und dem Mittel der Allgemeinverbindlichkeit 
flächendeckende Standards erreicht werden können. 

In einer Resolution äußerten sich davor schon die 
Mitarbeitervertretungen in Baden auf der Delegierten-
versammlung. Sie entzogen der Arbeitsrechtlichen 
Kommission die Legitimation, Arbeitsrecht in der Diako-
nie zu setzen. Sollte der Tarifvertragsweg nicht eröffnet 
werden, forderten sie den Boykott der ARK für die Dia-
konie. Die Resolution wurde von einer Gruppe von Ak-
tiven an den Synodalpräsidenten Axel Wermke überge-
ben. 

Viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben die 
Ablehnung gegen den so genannten Dritten Weg mit 
ihrer Unterschrift in der Unterschriftenaktion pro Tarif-

verträge bekräftigt. Sie wollen keine Arbeitsrechtsset-
zung mit Spielregeln, die von arbeitgeberdominierten 
Gremien festgesetzt werden und im Ergebnis den (Ko-
sten-)Druck auf die Beschäftigten abwälzen. Sie wollen 
nicht entmündigt werden und lediglich passiv am Tarif-
geschehen teilhaben. Sie wollen beteiligt werden. 

Bemerkenswert einig ist man sich auf der Seite der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Baden. Einhellig 
wird für die Unternehmensdiakonie der Abschluss von 
Tarifverträgen auf dem Zweiten Weg gefordert. Ob die 
Rechnung schon in diesem Frühjahr aufgeht, ist un-
wahrscheinlich. Die Kirchenleitung möchte den so ge-
nannten Dritten Weg ertüchtigen. Ein bisschen mehr 
Öffentlichkeit und nette Zielformulierungen sollen dafür 
ausreichen. Der überwiegende Wunsch der Arbeitge-
ber, den Status Quo und ihren Vorteil zu erhalten, hat 
bisher bei der Kirchenleitung mehr gefruchtet als der 
jahrelange Protest der Beschäftigten. Nach dem klaren 
und einhelligen Votum der Arbeitnehmerseite wird es 
allerdings schwierig werden, von einem funktionie-
renden Dritten Weg zu sprechen. Wenn die Landessy-
node jetzt den so genannten Dritten Weg festklopft, 
tut sie es gegen den erklärten Willen der Beschäftigten. 

Die Beschäftigten warten nicht ab, was die Landes-
synode entscheidet. In einer gemeinsam koordinierten 
Kampagne arbeiten das Netzwerk der ver.di-Betriebs-
gruppen und die Fachbereichsgruppe des Gesamtaus-
schusses Baden kontinuierlich daran, die Zusammenar-
beit zwischen Betriebsgruppen und 
Mitarbeitervertretungen zu fördern. Gewerkschaftliche 
Betätigung wird zunehmend zur Selbstverständlichkeit 
in Kirche und Diakonie. Besonders freut da die jüngst 
stattgefundene Gründung der Betriebsgruppe am Sitz 
der Badischen Landeskirche in Karlsruhe. 

Daniel Wenk 

Weg frei für Tarifverträge. Übergabe einer entsprechenden Resolution von 280 Mitarbeitervertretungen 
an die Badische Landessynode am 25. Oktober 2017 Foto: ver.di
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Wie sieht es heute, fünf Jahre später, aus?

Die positiven Fakten und Aspekte:
2014 referiert Georg Schulze-Ziehaus, ver.di Hessen, vor 
versammelten Dienstgebern über die Möglichkeit, Ar-
beitsrecht auch in der Diakonie über Tarifverträge zu 
regeln. In den Folgejahren ab 2015 gibt es Absichtser-
klärungen, Gespräche und Verhandlungen zwischen 
ver.di und Dienstgebern der diakonischen Altenpflege 
Hessens. Im Herbst 2016 wird ein Rahmenpapier mit 
Eckpunkten von ver.di und der AG diakonischer Dienst-
geber unterzeichnet. Die Diakonie Hessen öffnet sich 
dieser Tarifvertragsinitiative, beschränkt sie jedoch klar 
auf den Bereich der Altenhilfe, und dies auch nur auf 
Einrichtungen, welche sich freiwillig für einen Tarifver-
trag entscheiden. Eine gewählte ver.di-Tarifkommission 
gibt es seit Anfang 2017, ein Arbeitgeberverband soll 
jetzt endlich in 2018 gegründet werden. Plan ist, noch 
in diesem Jahr mit Tarifverhandlungen zu beginnen. Im-
merhin rund 12 größere und mittlere Träger der Alten-
hilfe beteiligen sich. Im November 2017 verabschiedet 
die Diakonie Hessen auf ihrer Mitgliederversammlung 
mit großer Mehrheit eine Satzungsänderung, welche 
»kirchengemäße« Tarifverträge möglich macht.

2013 fusionierten die diakonischen Werke Kurhessen-
Waldeck und Hessen-Nassau zur Diakonie Hessen (DH). 
Der Fusionsprozess dauert immer noch an; entschei-
dende Prozesse sind bis heute noch nicht vollzogen, so 
etwa die Zusammenführung der unterschiedlichen Ar-
beitsrechte (AVR).

Die ver.di-Aktiven in den Mitarbeitervertretungen 
(MAVen) und die beiden Gesamtausschüsse forderten 
damals umgehend, die historische Chance zu nutzen, 
dem Beispiel Niedersachsen zu folgen und in Tarifver-
handlungen mit Gewerkschaften einzutreten, was um-
gehend abgelehnt wurde.

Die Gesamtausschüsse beschlossen im Verlauf, am 
so genannten Dritten Weg nicht mehr mitzuarbeiten 
und eine neue arbeitsrechtliche Kommission (ARK) 
nicht zu besetzen.

Der Versuch der Diakonie, die Arbeitnehmerbank 
einer neuen ARK in einer großangelegten Wahlveran-
staltung aus Mitgliedern der MAVen zu besetzen, 
scheiterte spektakulär am koordinierten Protest von 
250 Kolleg/innen in Friedberg am Taunus 2015.

Die ARK Kurhessen-Waldeck ist seither unbesetzt, 
in Hessen-Nassau »regiert«, wie seit Jahrzehnten, der 
Verband kirchlicher Mitarbeiterinnen (VKM).  

Über die Mühen für einen Tarifvertrag in der Diakonie Hessen:

Im Kriechgang über verschlungene Pfade

Martin Luther heute. ver.di-Aktiver überbringt der Diakonie Deutschland anlässlich der Reforma(k)tion 
in Berlin die angeschlagenen Forderungen der Beschäftigten am 12.10.17 Foto: ver.di



13Kirchen .info Nr. 31 · März 2018

der tarifpolitische Ausschuss 2015/2016 eine Kampagne 
entwickelt und vorangetrieben 

	 hatte mit Faktenblättern zu allen wichtigen Themen 
und Fragen die Kolleg/innen in ganz Hessen auf den 
Stand der Dinge gebracht,

	 war in zehn hessischen Städten mit dem Anliegen 
auf den Kundgebungen zum 1. Mai als Redner/
innen aufgetreten,

	 hatte eine Fragebogenaktion zur Zufriedenheit des 
Arbeitens bei der Diakonie in Hessen durchgeführt 
und pressewirksam ausgewertet,

	 und hatte mit einer Postkartenaktion die Verantwor-
tungsträger der DH über längere Zeit belästigt.

Als es dann aber 2017 darum ging, die Kolleg/innen in 
den MAVen der Betriebe und Einrichtungen für eine 
Aktionsphase zu begeistern, als es darum ging, viel-
leicht erneut die Bildung einer Arbeitsrechtlichen Kom-
mission Diakonie Hessen in 2018 zu verhindern, gab es 
zwar Bereitschaft von etlichen MAVen, sich zu beteili-
gen; Kraft, Stärke und Mächtigkeit waren aber nicht 
groß genug, um einen ernsthaften Versuch zu starten, 
Druck aufzubauen. Positive Ausnahmen waren: Die Pro-
testaktion der Kolleg/innen des Diakonischen Werks 
vor der Geschäftsstelle der DH in Frankfurt am Main im 
Frühjahr anlässlich eines inakzeptablen Entgeltab-
schlusses der ARK und auch der musikalische Auftritt 
beim Hessentag in Rüsselsheim im Sommer 2017.

Der erwünschte Durchbruch nach niedersäch-
sischem Vorbild ist also noch nicht geschafft. Der so 
genannte Dritte Weg besteht in Hessen erst einmal 
weiter. Es gilt das zarte Pflänzchen »Tarifvertrag Alten-
hilfe Diakonie Hessen« zu hegen.

Für die ver.di-Aktiven heißt es, sich neu zu orien- 
tieren und neu zu planen. Am 27. April findet zu die-
sem Thema ein Treffen in Gießen statt. 

Diakonie verdient Tarifverträge …  
auch Wir in Hessen!

Redaktion Kirchen.info

Gar nicht schön:
Alle anderen Einrichtungen der Diakonie Hessen – die 
übrigen Häuser der Altenhilfe, die Krankenhäuser, 
Schulen, Jugend-, Behinderten-, Obdachlosen- und 
Drogenhilfe – behalten die AVR und bleiben so bis auf 
weiteres im kirchlichen Arbeitsrecht. Die Diakonie Hes-
sen hat sich neu formiert. Wahl und Gründung einer 
neuen arbeitsrechtlichen Kommission im Frühjahr 2018 
stehen kurz bevor. Als »Partner« für die Arbeitnehmer-
bank gibt man sich erneut mit Kleinstverbänden zufrie-
den: dem VKM Hessen Nassau und dem Landesver-
band Hessen der so genannten Kirchengewerkschaft. 
50 Mitglieder reichen laut Ordnung der DH aus, um in 
die ARK entsenden zu dürfen. ver.di, der Marburger 
Bund und die beiden Gesamtausschüsse hatten eine 
Mitarbeit bis zuletzt abgelehnt.

Auch an anderer Front kämpfen Kolleg/innen gegen 
eine Verschlechterung ihrer Bedingungen: Bei der in 
2018 stattfindenden Neuwahl zum Gesamtausschuss 
Diakonie Hessen wählen Kurhessen-Waldeck und Hes-
sen-Nassau zum ersten Mal ein gemeinsames Gremi-
um. Aus 14 Köpfen sollen nur noch 11 werden und 
auch die Höhe und Anzahl der Freistellungen schrumpft 
– dem Mitarbeitervertretungsgesetz (MVG) sei Dank. 
Ob hier per Dienstvereinbarung mit der Diakonie Hes-
sen Verbesserungen verhandelt werden können, bleibt 
offen. Eine grundlegende Abschaffung der Kirchenzu-
gehörigkeitsklausel (ACK) im MVG der Diakonie Hessen 
ist ebenfalls bis heute trotz vielfältiger Initiativen nicht 
gelungen. Es bleibt beim Wirrwarr der Regelungen: 
Kirchenzugehörigkeit verpflichtend in Kurhessen-Wal-
deck für das passive Wahlrecht zur MAV, nicht jedoch 
in Hessen-Nassau. Verpflichtend ist sie dann wieder für 
die Wahl in den Gesamtausschuss und zwar für alle.

Warum konnte das so kommen?
Was 2015 hoffnungsfroh mit einem erfolgreichen Pro-
test in Friedberg begann, konnten die ver.di-Aktiven 
über die vergangenen zwei Jahre ganz offensichtlich 
nicht halten – oder gar den Druck erhöhen. Zwar hatte 

Schluss mit kollektivem Betteln. Aktion der Kolleginnen und Kollegen der Diakonie Baden Foto: ver.di
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herumschlagen muss. 
Die energiegeladene norddeutsche Pflegekraft lässt 
sich jedoch von nichts und niemandem einschüchtern. 

Die Themen Pflegenotstand und Gewalt im Alten-
heim sind seit vielen Jahren bekannt. Was ist nun das 
Außergewöhnliche an diesem Buch? 

Frau Rehwald ist norddeutsch direkt und nimmt 
kein Blatt vor den Mund. Auf unterhaltsame und oft 
humorvolle Weise beschreibt sie schonungslos ihren 
Alltag als ambulante und stationäre Pflegekraft. Sie hat 
keinen umfassenden Masterplan, sondern prangert 
Missstände an und setzt sich für mehr Menschlichkeit 
in der Pflege ein. Das ist erfrischend, weil keine besser-
wisserische Anleitung zum richtigen Pflegen daher-
kommt.

Mit »Pflege im Schweinsgalopp« befinden sich die 
Leser/innen in einem literarischen Roadmovie. Schwe-
ster Annette hetzte zehn Jahre lang für verschiedenste 
Pflegedienste durch die norddeutsche Tiefebene und 
stößt immer wieder auf die gleichen Hindernisse, die 
eine menschenwürdige Pflege oft verhindern: 

Wenig Zeit für die einzelnen Patient/innen,  
schlechte Bezahlung der Pflegekräfte und mangelndes 
Verständnis der Pflegedienstleitungen. 

Inklusive der ab Januar 2017 erfolgten Änderungen 
im Pflegestärkungsgesetz, einer Aufstellung zu Voraus-
setzungen und Leistungen der neuen Pflegegrade und 
viel Wissenswertem darüber hinaus.

Neben einem kurzweiligen Roman erhalten die 
Leser/innen auf 20 Seiten realistische Hinweise zur bes-
seren Pflege schwerkranker Menschen sowie dem Um-
gang mit Heimleitungen, Ämtern und Krankenkassen.

Annette Rehwald: Pflege im Schweinsgalopp.  
KellnerVerlag, 3. überarbeitete Auflage.  
240 Seiten, 14,90 Euro. ISBN 978-3-939928-74-4.

So wurden der Berliner Pflegeheimbetreiber Vitanas 
und die Hamburger Pflegen und Wohnen an die US-In-
vestmentgesellschaft Oaktree verkauft. Das ehemals 
städtische Unternehmen Pflegen und Wohnen war vom 
damaligen CDU-Senat der Hansestadt 2007 privatisiert 
worden. Kaum war das zehnjährige Weiterverkaufsver-
bot ausgelaufen, vergoldeten die Andreas-Franke-
Gruppe und Vitanas-Eigentümer Nikolai Burkart ihr »In-
vestment«. Sie sollen mehrere hundert Millionen Euro 
von Oaktree erhalten haben.

Aus viel Geld noch viel mehr Geld machen. Das ist der 
Daseinszweck von Hedgefonds und anderen Finanzin-
vestoren. Dafür kaufen sie Unternehmen, treiben den 
Aktienwert in die Höhe und verkaufen sie meist nach 
wenigen Jahren gewinnbringend weiter. Dieses Ge-
schäftsmodell ist längst nicht mehr auf die Privatindu-
strie beschränkt. Auch das Gesundheits- und Sozialwe-
sen wird zunehmend zum Spielball kurzfristiger Profi-
tinteressen – besonders die Altenhilfe, wie jüngste Mel-
dungen aus der Wirtschaftspresse demonstrieren. 

Annette Rehwald liefert autobiografische Infor-
mationen über die Arbeitsweise ambulanter und 
stationärer Pflegedienste.

Sie werden manchmal lachen – aber auch weinen wol-
len, wenn die Leser/innen von den unerhörten Erlebnis-
sen der Schwester Annette erfahren. Ständiger Zeit-
druck, unzumutbare Arbeitszeiten, vernachlässigte Pati-
enten und schlechte Bezahlung. Es sind die immer glei-
chen Widrigkeiten, mit denen sich Schwester Annette 

Das Buch zum Pflege-Skandal:

»Pflege im Schweinsgalopp«

Finanzinvestoren stellen die Kirchen vor die Wahl:

Profithaie auf Jagd
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Auch bei den MK-Kliniken hat kürzlich ein Finanzin-
vestor zugeschlagen: Chequers Capital, ein franzö-
sischer Private-Equity-Fonds, hat den Großteil der nach 
ihrem Firmengründer und bisherigen -eigner Ulrich 
Marseille benannten Klinikkette samt Immobilien über-
nommen – für kolportierte 500 Millionen Euro. Das ist 
mehr als das Doppelte des Jahresumsatzes der MK- 
Kliniken von 214 Millionen Euro im Geschäftsjahr 
2015/2016. Der neue Eigentümer wird alles daran set-
zen, den Kaufpreis wieder reinzuholen.

Bereits gelungen ist das der US-Beteiligungsgesell-
schaft Carlyle, die erst 2013 die Pflegeheimkette Allo-
heim vom britischen Konkurrenten Star Capital über-
nommen hatte. Nur vier Jahre später verkaufte Carlyle 
die inzwischen durch diverse Übernahmen aufge-
pumpte Firma an den schwedischen Private-Equity-
Fonds Nordic Capital, der seinen Hauptsitz im Steuer-
paradies Jersey hat und für den zweitgrößten 
deutschen Pflegeheimbetreiber rund 1,1 Milliarden Euro 
auf den Tisch gelegt hat.

Diese Finanzinvestoren engagieren sich aus einem 
einzigen Grund auf dem deutschen »Pflegemarkt«:  
Sie wollen (viel) Geld verdienen. Das geht zum einen, 
indem sie den Preis durch Übernahmen steigern.  
Zum anderen drücken sie die Kosten durch Tarifflucht, 
Arbeitsverdichtung und Ausgliederungen. Das hat  
Folgen für die gesamte Branche. Der Wettbewerbs-
druck steigt.

Kirchen, Diakonie und Caritas müssen sich ange-
sichts dieser Entwicklung entscheiden: Machen sie mit 
und setzen ebenfalls darauf, die Kosten zu drücken und 
die Einnahmen permanent zu steigern? Oder stellen sie 
sich quer und versuchen, die Ökonomisierung gemein-
sam mit Bündnispartnerinnen wie ver.di zurückzudrän-
gen? Die Möglichkeit dazu besteht. Die Expansion pro-
fitorientierter Unternehmen ist nicht vom Himmel 
gefallen, sondern Folge politischer Entscheidungen, die 
das Gesundheitswesen dem Markt geöffnet haben. Sie 
können korrigiert werden. Ob das geschieht, hängt von 
den Kräfteverhältnissen in Politik und Gesellschaft ab. 

Die Kirchen sollten ihren Einfluss nutzen, um der 
Idee einer bedarfsorientierten öffentlichen Gesund-
heitsversorgung Gehör und Durchsetzungskraft zu ver-
schaffen. Die Gewerkschaften bieten ihnen dafür die 
Hand. Weder ver.di noch die Kirchen machen die Ge-
setze. Doch sie können gemeinsam Druck ausüben, die 
Privatisierung im Gesundheitswesen zu stoppen und 
zurückzudrängen. Das ist allerdings nur dann glaub-
würdig, wenn sich kirchliche Träger anders verhalten als 
ihre profitorientierte Konkurrenz – wenn sie Ausgliede-
rungen und Fremdvergaben ablehnen, auf dem Niveau 
des Flächentarifs bezahlen, keine Leiharbeit und Werk-
verträge als Mittel des Lohndumpings nutzen, genug 
Personal einstellen, um gute Versorgung und gesunde 
Arbeitsbedingungen zu gewährleisten. Leider ist die Re-
alität in kirchlichen Einrichtungen allzu oft anders.

Daniel Behruzi

»Agiles Sitzen« und  
»klitzekleine Erschöpfungsdepressionen«:

Das Theaterstück »Yes we burn« zum 
Thema Indirekte Steuerung macht bei den 
Veranstaltungen der Mitarbeitervertretungen der 
Diakonie Furore.

»Und Sie? Sitzen Sie agil?« Consulterin Baumann bringt 
die »Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter« der Streichholz-
Union auf Trab. Denn das »agile Sitzen« wird gleich 
noch gemeinsam trainiert werden. Das Publikum stöhnt 

auf, erhebt sich aber doch, um seinen »Teamleiter« 
nicht im Stich zu lassen.

Kurz darauf kommt Bettina Zimmer zu spät zur Ju-
biläumsfeier. Sie war in den falschen Zug gestiegen. 
»Schön, dass ich wieder bei Euch bin! Nein, ich hatte 
kein Burnout, nur eine klitzekleine Erschöpfungsdepres-
sion – hat der Arzt gesagt ...« Während man sich mehr 
und mehr mit der überlasteten Bettina identifiziert, 
sorgt Consulterin Baumann für den von Bertolt Brecht 
empfohlenen V-Effekt, der zum Nachdenken anregt. 

Die »Jubiläumsveranstaltung« der Streichholz-Union 
ist die Rahmenhandlung von »Yes we burn«. Das Thea-
terstück nimmt satirisch die Arbeitswelt von heute aufs 
Korn. »Genauso ist es auch bei uns!«, heißt es oft bei 
der anschließenden Diskussion mit Martina Frenzel. Die 
Psychologin arbeitet seit Jahren mit Stephan Siemens 
am Thema Indirekte Steuerung, sie ist Co-Autorin des 
Buches »Das unternehmerische Wir« und hat lange 
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Der lange Schlussapplaus war hochverdient«, heißt es 
denn auch von der Mitgliederversammlung der Arbeits-
gemeinschaft der Mitarbeitervertretungen in den Dia-
konischen Werken Niedersachsens in Hannover.

Redaktion Kirchen.info

Das Theaterstück "Yes we burn" eignet sich für
Mitarbeiterversammlungen, Tagungen und 
Abendveranstaltungen.  
Länge: circa 60 Minuten.  
Diskussion: meist 30-60 Minuten.
Kontakt: www.xtrameile.de 
Email: martina@xtrameile.de

auch als Kabarettistin gearbeitet. Sie freut sich über die 
positive Resonanz: Das Stück wurde bereits für ver.di-
Tagungen, in den Bildungszentren Walsrode und Gla-
denbach oder für Mitarbeiterversammlungen einge-
setzt. In der Publikumsdiskussion kommen die 
Erfahrungen der Kolleginnen und Kollegen zur Sprache 
und werden mit den Erfahrungen von Bettina (furios 
gespielt, abwechselnd von den Schauspielerinnen Signe 
Zurmühlen und Clara Grosse) verglichen, was dann die 
gemeinsame Analyse ermöglicht. »Es ist dem Theater 
gelungen, die Thematik »Indirekte Steuerung« sehr ein-
dringlich darzustellen, so dass man stellenweise sich 
selbst in der eigenen Arbeitssituation wiederfand .... 

Was denn noch? Szene aus dem Theaterstück „Yes we burn“ mit Martina Frenzel (im Hintergrund) und 
Signe Zurmühlen

Mehr Mitbestimmung, mehr Rechte für Mitarbeitervertretungen:

Extrem verbesserungswürdig
Wieder einmal beabsichtigt die Evangelische Kirche in 
Deutschland (EKD) für ihre Dienststellen und Betriebe 
das kircheneigene Mitarbeitervertretungsrecht zu än-
dern. Ob dies zu Verbesserungen der Rechte für die 
Mitarbeitervertretungen führen wird, bleibt abzuwar-
ten. Im November 2018 wird die Synode der EKD vo-
raussichtlich dazu beraten. 

ver.di hat in den vergangenen Jahren immer wieder 
dargestellt, dass die in regelmäßigen Abständen vorge-
nommenen Novellierungen eher Beschäftigungsvorha-
ben für Kirchenjuristen, Synodale und Mitarbeiterver-
tretungen sind. Grundlegende Verbesserungen waren 
meist nur mit der Lupe zu finden. Dabei wäre es ganz 
einfach: Entweder die Evangelische Kirche und natürlich 
auch die Katholische Kirche entscheiden sich, das Be-
triebsverfassungsgesetz inhaltsgleich als Kirchenrecht 

zu übernehmen oder der § 118 Abs. 2 Betriebsverfas-
sungsgesetz (BetrVG)* wird abgeschafft. Letzteres 
müsste der Deutsche Bundestag als Gesetzgeber be-
schließen. Nach Lage der Dinge sind wir davon noch 
weit entfernt. SPD, Grüne und Linke haben zwar ent-
sprechende Beschlüsse gefasst, aber nie gemeinsam ein 
solches Vorhaben im Bundestag umgesetzt.

Viele Mitarbeitervertretungen wären bereits zufrie-
den, wenn das Mitarbeitervertretungsgesetz (MVG) 
hier und da verbessert würde. Wieder andere möchten 
wenigstens den Standard BetrVG kirchenrechtlich gesi-
chert sehen.

Worum geht es eigentlich?
Allein die Diakonie hat in Deutschland aktuell 525.000 
Arbeitnehmer/innen beschäftigt. (Bei den christlichen 

Foto: xtrameile
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	 JAV-Arbeit muss auch nach Beendigung der Ausbil-
dung möglich sein, das Mandat darf nicht mit dem 
Ausbildungsende beendet sein

	 Informationsrechte, Unterrichtungsverpflichtungen 
sowie Anhörungs-, Vorschlags- und Beschwerde-
rechte sind zu verbessern bzw. neu zu regeln.

	 die Fälle der Mitbestimmung in personellen Ange-
legenheiten sind zu erweitern, zum Beispiel bei Be- 
fristung von Arbeitsverhältnissen. Gleiches gilt für 
die Mitbestimmung in sozialen und organisatori-
schen Angelegenheiten (zum Beispiel bei der Erstel-
lung von Stellenplänen).

Redaktion Kirchen.info

Bereits 2002 hat ver.di Vorschläge für eine Novellierung 
des Mitarbeitervertretungsgesetzes der EKD vorgelegt. 
Auch 2018 sind diese noch weitgehend aktuell. ver.di 
hat diese Vorschläge deshalb erneut in das aktuelle 
kirchliche Gesetzgebungsverfahren eingebracht. 

Wer Interesse am Gesetzgebungsvorschlag von  
ver.di hat, kann diesen bei mario.gembus@verdi.de 
anfordern. Auch die Änderungsabsichten der EKD kön-
nen dort angefordert werden.

* § 118 Abs. 2 lautet: »Dieses Gesetz findet keine  
Anwendung auf Religionsgesellschaften und ihre karita-
tiven und erzieherischen Einrichtungen unbeschadet 
deren Rechtsform.«
Link: Kirchen.info 24 »Gute Arbeit braucht mehr Demo-
kratie«: www.streikrecht-ist-grundrecht.de

Kirchen mit Caritas und Diakonie arbeiten über 1,4 Mil-
lionen Menschen.) Große Konzerne mit Milliardenum-
sätzen prägen das Bild der Unternehmensdiakonie und 
Caritas. Die Arbeitswelt der kirchlichen Unternehmen 
hat sich grundlegend meist ins Negative gewandelt. 
Große Veränderungen wie die Digitalisierung stehen 
auf der Tagesordnung vieler Unternehmen. Personal-
mangel und schlechte Bezahlung prägen das Bild. Mit 
den üblichen Formeln aus der kirchlichen Dienstge-
meinschaft werden Änderungen zum Besseren, ver.di 
spricht von »Guter Arbeit«, nicht zu bewältigen sein.

Der vorliegende Entwurf der EKD ist deshalb als ex-
trem verbesserungswürdig zu qualifizieren. Übrigens 
gilt dies auch für das BetrVG. Der DGB hat hier eben-
falls Vorschläge vorgelegt. Der Wandel, nicht aus-
schließlich der kirchlichen Arbeitswelt, erfordert 

	 ein Mehr an betrieblicher Demokratie, 
	 ein Mehr an direkter Beteiligung der Belegschaften,
	 verbindliche Mitbestimmungs- und Vetorechte der 

Beschäftigten, ihren Mitarbeitervertretungen bei 
allen wirtschaftlichen Fragen wie etwa bei Betriebs-
änderungen, Gestaltung von Arbeitszeiten und Per-
sonalbedarfen.

Es liegt auf der Hand, dass insbesondere Diakonie und 
Caritas, die sich erklärterweise am sogenannten Markt-
geschehen im Sozial- und Gesundheitswesen beteili-
gen, großen Nachholbedarf haben. Wer milliarden-
schwere Konzerne und Großunternehmen betreibt, hat 
ein Mindestmaß an betrieblicher Demokratie zu ge-
währleisten. 

ver.di meint, wenn die Kirche hier als Gesetzgeberin 
versagt, hat der weltliche Gesetzgeber zu handeln. Es 
ergibt ein fragwürdiges Bild, wenn der EKD-Ratsvorsit-
zende Heinrich Bedford-Strohm zur Teilnahme an den 
Betriebsratswahlen 2018 aufruft, gleichzeitig in seinen 
eigenen Unternehmungen aber vordemokratische Zu-
stände herrschen. Das muss sich ändern.

Forderungen an ein modernes kirchliches 
Mitarbeitervertretungsrecht: 
(Auszüge aus den ver.di-Forderungen 2002):

	 Mitbestimmung, durch verbindliche Einigungsstellen, 
wie im weltlichen Betriebsverfassungsrecht

	 für die Gewerkschaften sind auch im Mitarbeiterver-
tretungsgesetz Aufgaben und Rechte zu sichern

	 Freistellungsregelungen und Arbeitsbefreiung für 
MAV-Arbeit einschließlich Fortbildungsmöglichkeiten 
sind erheblich zu verbessern

	 die Wählbarkeit in die MAV und die JAV für alle Be-
schäftigten bzw. Auszubildenden muss gewährleistet 
sein. (Streichung der ACK-Klausel, nach der Arbeit-
nehmer/innen nur wählbar sind, wenn sie Mitglied 
einer christlichen Kirche sind)

	 die Hinzuziehung von externem Sachverstand und 
die Kostenübernahme für sie ist zu erleichtern

Moderne Thesen. Forderungen von Beschäftigten der Diakonie 
auf einer Luthertür der Reforma(k)tion in 2017 Foto: ver.di
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starken Säkularisierung. In vielen westdeutschen Groß-
städten lag 2015 der gemeinsame Anteil der evange-
lischen und katholischen Bevölkerung bereits unter der 
Hälfte der Wohnbevölkerung insgesamt: Berlin (27 Pro-
zent), Hamburg (38 Prozent), Frankfurt (40 Prozent), 
München (45 Prozent), Hannover (45 Prozent), Bremen 
(45 Prozent), Stuttgart (49 Prozent). 

Dieser Trend wird sich weiter verstärken, da in den 
Großstädten die Quote der getauften Kinder nur noch 
zwischen 15 und 25 Prozent aller Neugeborenen be-
trägt. Da Kirchenmitglieder besonders in der älteren Be-
völkerungsgruppe überproportional vertreten sind, 
haben die beiden großen Kirchen bei Berücksichtigung 
der Sterbefälle ein erhebliches demografisches Problem. 
Die Sterbefälle werden bei weitem nicht mehr durch die 
Taufen ausgeglichen.

Entwicklung der Anzahl der Taufen

Jahr Geburten ev. Taufen kath. Taufen ev.+kath. Taufen

2011 662.685 26,29% 25,59% 51,88%

2015 737.575 21,89% 22,67% 44,56%

Ein weiteres Problem für die Kirchen ist die beständig 
hohe Zahl an Kirchenaustritten. In den Jahren 2000 bis 
2009 traten durchschnittlich pro Jahr 264.000 Men-
schen aus den beiden Kirchen aus. Die Austrittsquote 
lag damit im Schnitt bei etwa 0,5 Prozent. Der Spitzen-
wert an Austritten lag 2014 bei 487.000 Menschen, 
was auf die Einführung des automatisierten Kirchen-
steuereinzugs auf Kapitalerträge durch die Banken zu-
rückzuführen war. Zwar sind die Austritte im Jahr 2016 
zurückgegangen (162.000 katholische Kirche, 190.000 
evangelische Kirche), sie liegen damit aber noch erheb-
lich über den Austrittszahlen der nuller Jahre.

An diesen Zahlen und Entwicklungen kann man er-
kennen: Die ACK-Klausel ist nicht mehr von dieser 
Welt, ihre Abschaffung ist längst überfällig.

Erhard Schleitzer

Noch ist im Mitarbeitervertretungsgesetz (MVG) festge-
schrieben, dass »nur Mitglieder christlicher Kirchen in 
die Mitarbeitervertretung gewählt werden dürfen« (die 
so genannte ACK-Klausel). Die Landeskirchen dürfen 
»unter Berücksichtigung ihrer Besonderheiten« abwei-
chende Regelungen treffen. Darum gab und gibt es 
heftige Auseinandersetzungen in den Regionen zwi-
schen den Kirchenleitungen und den Mitarbeiter/innen. 
Immer mehr landeskirchliche Regelungen hatten da-
raufhin die ACK-Klausel ausgesetzt oder modifiziert. 
Die ACK-Klausel gilt so nur noch in sieben der 20 
Gliedkirchen, in elf Gliedkirchen dagegen nicht. In zwei 
Gliedkirchen gelten unterschiedliche Ausnahmen von 
der Voraussetzung für das passive Wahlrecht.

Die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) hat 
auf die Kritik und die zunehmend abweichende Praxis 
in ihren Landeskirchen reagiert. Der am 11. Januar 2017 
vorgelegte Entwurf des Rates der EKD zur Änderung 
des MVG sieht vor, die ACK-Klausel im § 11 des MVG 
zu streichen. In der Begründung zu dem neuen Gesetz 
heißt es:

»Von der Mitarbeiterseite wird seit langer Zeit die 
Streichung dieser Klausel gefordert. Gegenüber 
früheren Jahrzehnten ist die Zahl der Kirchenglieder si-
gnifikant gesunken und die Zahl der Arbeitsplätze ins-
besondere in der Diakonie stark gestiegen. Aufgrund 
der zu prognostizierenden Entwicklung der Kirchenmit-
gliederzahlen müssen kirchliche und diakonische 
Dienstgeber in einem größeren Umfang auf anders-
gläubige Bewerberinnen und Bewerber zugehen«.

Wie sehen nun die neuesten – zur Verfügung ste-
henden – Statistiken aus?

Schon seit vielen Jahren ist die Gruppe der Konfes-
sionslosen die stärkste Gruppe in Deutschland. Dies 
hängt zum Teil mit der Wiedervereinigung zusammen. 
In Ostdeutschland war und ist nur eine Minderheit der 
Bevölkerung Mitglied in den beiden großen Kirchen, so 
beträgt der Anteil der Kirchenmitglieder in Sachsen-An-
halt lediglich 16,2 Prozent der Bevölkerung. Aber auch 
in Westdeutschland leiden die Kirchen unter einer 

Nicht mehr von dieser Welt: 

Der Rat der EKD ist für Streichung  
der ACK-Klausel

Anteile der Konfessionen 2016 in Deutschland

Gesamt- 
Bevölkerung

Konfessions-
los

Anteil 
in %

Römisch-
katholische 

Kirche

Anteil 
in %

Evangelische Kirche 
in Deutschland  

(EKD)

Anteil 
in %

Islam Anteil 
in %

82.457.000 31.086.289 37,7 23.581.549 28,5 21.922.187 26,5 4.535.000 5,5
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Professionelles Arbeiten wird regelmäßig abgestimmt. 
Unbedingt gehört auch die Vertiefung von Kenntnissen 
über die Digitalisierungsvorhaben im Konzern und im 
Gesundheitssektor dazu. Mehrtägige Fortbildungen zur 
digitalisierten Patienten- und Personalakte haben be-
reits stattgefunden. Rechtsanwälte und Technikberater 
sind eingeschaltet. Das Ziel sind Dienstvereinbarungen, 
die die Rechte der MAVen, sowie der betroffenen Be-
schäftigten im Sinne guter Arbeit festlegen. Dieser Pro-
zess hat gerade begonnen. Die Mitarbeitervertretungen 
haben beschlossen, die Digitalisierung zu gestalten. 
Dazu gehört auch zukünftig eine enge Kooperation un-
tereinander.

Welche Themen sind unter anderem mit dem 
Vorstand und den Geschäftsführungen in 
Dienstvereinbarungen zu regeln?

	 Eine frühzeitige und umfassende Unterrichtung der 
Interessenvertretungen und der Beschäftigten ist 
Voraussetzung für eine hohe Akzeptanz bei der Ein-
führung neuer Techniken und Verfahren.

	 Wissen und Erfahrung der Beschäftigten sollen aktiv 
mit einbezogen werden.

	 Eine frühzeitige Schulung der Beschäftigten ist erfor-
derlich.

	 Die Grundsätze des Datenschutzes sind genau zu 
regeln.

	 Die IT-Abteilung muss personell und fachlich in der 
Lage sein, die neuen Aufgaben in angemessener Zeit 
bewältigen zu können.

	 Die Arbeitsplätze sind gesundheitsförderlich zu ge-
stalten. 

	 Gefährdungsbeurteilungen sollen in Dienstvereinba-
rungen regelmäßig, anlassbezogen und projektbe-
zogen vereinbart werden. Besonders die stark stei-
genden psychischen Belastungen sind zu beachten. 
Arbeitsmenge, Arbeitsorganisation und Arbeitsauf-
gaben sind zu beurteilen, Maßnahmen zur Verringe-
rung von Gefährdungen sind durchzuführen.

	 Vorhandene Arbeitsverhältnisse dürfen nicht gefähr-
det werden. Arbeitnehmer/innen, die durch weg-
fallende Arbeitsplätze betroffen sind, sollen durch 
Fortbildung für neue Aufgaben qualifiziert werden.

Es wird darauf ankommen, alle diese Themen im Kon-
zern intensiv zu bearbeiten. Die MAven haben mit ihren 
Beratern eine wichtige Zukunftsaufgabe.

Berno Schuckart-Witsch

Spiritualität & Digitalisierung lauten die Stichworte, die 
seit 2017 die Debatte im Agaplesion-Konzern prägen 
sollen. Jedenfalls steht es so auf der Internetseite des 
Konzerns mit 20.000 Beschäftigten. Ende vergangenen 
Jahres versuchte der Konzern auf einem Kongress mit 
90 Teilnehmer/innen »Gesundheit zwischen Digitalisie-
rung und innerer Resonanz« auszuloten. Wie das genau 
zusammenpasst, erläutert der Leiter der theologischen 
Abteilung von Agaplesion.* Konzernchef Horneber 
bringt das Thema in einem Interview mit der Zeitschrift 
WohlfahrtIntern 10/2017 auf den Punkt: »Wer nicht di-
gitalisiert, wird qualitativ abfallen und weniger Erlöse 
erzielen. Digitalisierung spart auch immens Zeit und 
Geld.« Und er endet mit einer Zukunftsprognose: »Wer 
die Daten hat, hat die Macht.«

Fazit: Der Konzern ist mittendrin, diese Strategie be-
reits umzusetzen. Die Stichwörter lauten: Nutzung 
eines konzernweiten Krankenhausinformationssystems 
(ORBIS) unter anderem mit der mobilen Patientenakte 
und der digitalen Personalakte. Die Mitarbeitervertre-
tungen sehen diese Entwicklung skeptisch bis sorgen-
voll. Es ist derzeit nur schemenhaft klar, welche Auswir-
kungen dieser Megatrend für die Beschäftigten haben 
wird. Genau hier sehen die Interessenvertretungen und 
ver.di noch viele zu lösende Probleme. Insbesondere ist 
der Ansatz, mit der Digitalisierung fehlendes Personal 
zu ersetzen, zurückzuweisen.

Der christliche Konzern scheint gut gerüstet für 
die Zukunft. Wie aber sieht es mit der Beteiligung 
der Interessenvertretungen im Konzern aus? 
Zunächst ist die allseits bekannte Tatsache festzustellen, 
dass die im Konzern geltenden evangelischen Mitarbei-
tervertretungsrechte nicht dazu beitragen, um auf Au-
genhöhe den Konzernchefs zu begegnen. Es existiert 
weder eine Konzerninteressenvertretung, noch gibt es 
eine Mitwirkung im Aufsichtsrat des Konzerns. Nichts, 
aber auch gar nichts tragen die Konzernherren dazu 
bei, um geregelte Verhandlungsstrukturen mit den Ar-
beitnehmervertreter/innen auf Konzernebene zu ge-
währleisten. Von Gesprächen mit ver.di einmal ganz ab-
gesehen. (Der Konzern hat bisher lediglich in Hamburg 
und Schaumburg einen Tarifvertrag abgeschlossen, an 
den anderen Standorten gelten die unterschiedlichsten 
kirchlichen Arbeitsvertragsrichtlinien.)

Mitarbeitervertretungen vernetzen sich, machen 
sich schlau
Natürlich sind die regionalen Mitarbeitervertretungen 
(MAVen) wachsam unterwegs. Seit einigen Jahren lädt 
ver.di ein, um die Arbeit der MAVen zu koordinieren. 

Digitalisierung im Agaplesion-Konzern muss kritisch begleitet werden:

Zukunftsaufgabe

* https://www.agaplesion.de/magazin/artikel/news/spiritualitaet- 
digitalisierung-auf-kongress-diskutieren/
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Ausgehend von einer starken Individualisierung der 
Gesellschaft führte Nachtwey aus, dass die soziale Bin-
dungswirkung sowohl der Kirchen als auch der Ge-
werkschaften stark abgenommen habe. Je nach Le-
benslage und individueller Überzeugung boten diese 
Großorganisationen eine Gemeinschaft und Deutungs-

Der Arbeitskreis Kirchen und Gewerkschaft in Hessen 
organisierte unter diesem Titel im Januar 2018 eine gut 
besuchte Podiumsdiskussion in Frankfurt. Hauptreferent 
war Oliver Nachtwey, Professor für Soziologie an der 
Universität Basel, dessen letztes Buch »Die Abstiegsge-
sellschaft« ein starkes Medienecho fand.

Bildungsangebote für Interessenvertretungen
Datum Ort Titel

13.04.–15.04.2018 Naumburg 
(Hessen)

Pflegeausbildung abgeschlossen?! Und dann? –
Entwicklungsmöglichkeiten für Auszubildende und Ausgelernte

16.04.–18.04.2018 Berlin-Wannsee Grundlagenseminar für aktive Interessenvertretungsarbeit 
Allgemeine Aufgaben von Mitarbeitervertretungen in kirchlichen 
Einrichtungen –

24.04.–26.04.2018 Gladenbach Arbeiten 4.0 – gute digitale Arbeit gestalten

07.05.–09.05.2018 Mosbach Grundlagen und Möglichkeiten für Datenschutzsysteme 
Arbeitnehmerdatenschutz 4.0 

14.05.–18.05.2018 Gladenbach Grundlagen der neuen Pflegeausbildung  
sowie Handlungsräume für die Einführung im Betrieb 
JAV/MAV Spezial: Pflegeausbildung 2.0 – dein Update im 
Ausbildungsrecht – 

23.05.–25.05.2018 Saalfeld Gewalt und Aggression gegen Beschäftigte in Sozial- 
und Gesundheitsberufen – Ursachen, Auswirkungen und 
Handlungsmöglichkeiten

28.05.–30.05.2018 Mosbach Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 1) – 
Arbeitszeitrecht und Grundlagen der Arbeitszeitgestaltung

04.06.–06.06.2018 Gladenbach Digitalisierung aktiv mitgestalten –
Mitbestimmung bei der Einführung und dem Einsatz neuer IT-
Systeme

06.06.–08.06.2018 
JAV 

Naumburg 
(Hessen)

Grundlegende Aufgaben und Handlungsmöglichkeiten 
Diakonie und evangelische Kirche: Einführung in die Arbeit der 
Jugend- und Auszubildendenvertretung  

20.06.–22.06.2018 Berlin-Wannsee Instrumente zur Erhebung und Beteiligungsrechte 
Gefährdungsanalyse – psychische Belastungen im 
Gesundheitswesen – 

02.07.–06.07.2018 Naumburg 
(Hessen)

Lösungswege und aktuelle Rechtsprechung für typische 
Ausbildungsprobleme 
JAV/MAV Spezial Krankenpflege: Probleme der Ausbildung 
gemeinsam lösen  

Weitergehende Infos und Anmeldeunterlagen sind hier zu finden: 
http://gesundheit-soziales.verdi.de/service/seminare

Kirche und Gewerkschaft diskutieren:

»Was hält die Gesellschaft zusammen?« 



21Kirchen .info Nr. 31 · März 2018

muster für gesellschaftspolitische Überzeugungen. 
Diese Funktionen von Gewerkschaften und Kirche seien 
stark erodiert und die Individuen müssten sich nun ver-
einzelt in der Gesellschaft zurechtfinden. Das Individu-
um müsse sich auf einem weiten Markt behaupten und 
habe Gewerkschaften, Parteien oder Kirchen immer 
weniger als Orientierungshilfe in einer komplexen Ge-
sellschaft. Hier dockten die rechtsnationalen bzw. 
rechtsextremen Parteien an und böten den Individuen 
eine Identität an, die die kompliziert gewordene Welt 
mit einfachen Mitteln erklärt.

Was hält die Gesellschaft in dieser Situation nun zu-
sammen? Die Antwort des Soziologen Nachtwey war 
überraschend: Die Gesellschaft funktioniere nur, indem 
Konflikte ausgetragen würden. Das Führen von Kon-
flikten stärke die positiven Gestaltungskräfte in der Ge-
sellschaft. Die Betonung des Konsenses in einer Gesell-
schaft, in der sich die Widersprüche immer weiter 
verschärften, bewirke das Gegenteil. Wir bräuchten 
deshalb Organisationen, die diese Konflikte untereinan-
der führen. Unstrittig war auf dem Podium, dass die 
politischen Parteien sich immer mehr annähern, dass 
insbesondere die beiden großen Volksparteien sich nur 
noch wenig voneinander unterscheiden. Deshalb sei 
unter den Parteien wieder eine kontroverse Diskussion 
über politische Ziele und Programmatiken nötig und die 
Unterschiede müssten klar bezeichnet werden.

Weniger einig war sich das Podium in der fol-
genden Schlussfolgerung von Nachtwey: Kirche und 

Gewerkschaft solle miteinander verbinden, dass sie 
Konflikte ausführen! 

Nun ja, der Kirchenpräsident von Hessen Nassau, 
Volker Jung, meinte dazu, es müsse doch die Frage er-
laubt sein, ob man ein Arbeitsrecht »ohne Streik« re-
geln könne und im Übrigen sei ja die Arbeitsrechtliche 
Kommission paritätisch besetzt. Dies führte zu starkem 
Raunen bei Teilen des Publikums.

Es bedarf wohl noch einiger Anstrengungen, bis 
Kirche und Gewerkschaft in der Frage des Arbeitsrechts 
ihre Konflikte produktiv austragen und zu Ende brin-
gen. Immerhin wurde am Ende der Veranstaltung ver-
abredet, in den Fragen der Sonntagsarbeit, der besse-
ren Finanzierung des Gesundheitswesens und im 
Rahmen eines Bündnisses gegen Altersarmut gemein-
same Aktivitäten zu starten.

Erhard Schleitzer

Papst gegen Gewinnstreben

Papst Franziskus hat katholische Kliniken aufgefordert, 
sich nicht am Gewinnstreben auszurichten. In seiner 
Botschaft zum Weltkrankentag am 11. Februar 2018 
heißt es, eine »Betriebsmentalität« katholischer Kran-
kenhäuser versuche auf der ganzen Welt, »die Gesund-
heitspflege in den Bereich des Marktes eintreten zu las-
sen« und dadurch Arme auszuschließen. Stattdessen 
müssten immer die kranken Menschen im Mittelpunkt 
des Behandlungsprozesses stehen.

Nord
Christian Wölm
Tel. 0451 / 8100716
christian.woelm@verdi.de

Hamburg
Dr. Arnold Rekittke
Tel. 040 / 2858-4147
arnold.rekittke@verdi.de

Niedersachsen-Bremen
Annette Klausing
Tel. 0 511 / 12400-256
annette.klausing@verdi.de

Hessen
Saskia Jensch
Tel. 06151 / 3908-33
saskia.jensch@verdi.de

Nordrhein-Westfalen
Maria Tschaut
Tel. 0211 / 61824-164
maria.tschaut@verdi.de

Berlin-Brandenburg
Ivo Garbe
Tel. 030 / 88665261
ivo.garbe@verdi.de

SAT (Sachsen, Sachsen-
Anhalt, Thüringen)
Thomas Mühlenberg
Tel. 0341 / 52901111
thomas.muehlenberg@verdi.de

Rheinland-Pfalz/Saarland
Frank Hutmacher
Tel. 06131 / 9726130
frank.hutmacher@verdi.de

Bayern
Kathrin Weidenfelder
Tel. 089 / 599771033
kathrin.weidenfelder@verdi.de

Baden-Württemberg
Irene Gölz
Tel. 0711 / 88788-0330
irene.goelz@verdi.de

ver.di Bundesverwaltung
Mario Gembus
Tel. 030 / 69561049
mario.gembus@verdi.de

Unsere Ansprechpartner/innen in den ver.di-Landesbezirken
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Tarifrecht, Berufspolitik, Kampagnenarbeit und gewerk-
schaftliche Bildungsarbeit. Kolleginnen und Kollegen 
beschreiben Mario als engagierten Gewerkschafter mit 
demokratischer Grundhaltung – ein Mensch, mit dem 
es Spaß macht zu arbeiten. Er kann andere begeistern 
und erarbeitet gern gemeinsam aus Diskussionen Er-
gebnisse. Sie schätzen ihn zudem als kritischen Men-
schen, der Zusammenhänge hinterfragt, der planvoll 
und mit einer hohen Verbindlichkeit arbeitet, die er 
auch in der Zusammenarbeit auch einfordert. 

Mario Gembus:  
»Ich freue mich sehr auf eine intensive Zusammenarbeit 
mit unseren Kolleginnen und Kollegen aus kirchlichen 
Einrichtungen. In den vergangenen Jahren ist so viel in 
Bewegung gekommen! Immer mehr Beschäftigte er-
kennen, wie wirksam es ist, sich nicht mehr alles gefal-
len zu lassen, sondern gemeinsam etwas zu tun. Das ist 
gut so! Für mich steht im Vordergrund, wie wir mit ge-
werkschaftlichen Mitteln gute Lohn- und Arbeitsbedin-
gungen für unsere Kolleginnen und Kollegen gestalten 
können. Das heißt für mich Beteiligung, Transparenz 
und kollektive Mächtigkeit. Denn letztlich bleibt der 
Ausgleich der Interessen von Arbeitnehmer/innen und 
Arbeitgebern eine Machtfrage – egal wie der Träger 
heißt. Das schließt kirchliche Sonderwege mit Hinter-
zimmergesprächen für mich aus. Ich werde alles mir 
Mögliche tun, um noch viel mehr unserer Kolleginnen 
und Kollegen aus kirchlichen Einrichtungen für unseren 
eingeschlagenen, demokratischen Weg zu gewinnen.«

Mario Gembus ist seit September 2017 beim ver.di-
Bundesvorstand für den Bereich Kirchen, Diakonie und 
Caritas verantwortlich. Er folgt somit seinem Kollegen 
Berno Schuckart-Witsch nach, der zuvor sieben Jahre 
für diesen Bereich zuständig war. Mario ist 1983 in Me-
cklenburg-Vorpommern geboren worden, hat dort 
seine Schul- und Studienzeit verbracht und ist dort 
auch ins Berufsleben gestartet. Ab 2010 hat er ein in-
tensives Einarbeitungsprogramm für Jugendsekretär/
innen bei ver.di in Berlin durchlaufen und war seitdem 
für die Jugendarbeit im ver.di-Fachbereich Gesundheit, 
Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen verantwortlich. 
In dieser Zeit stieg er intensiv in das kirchliche Arbeits-
recht ein. Aus seiner Tätigkeit in den vergangenen Jah-
ren und begleitenden Qualifizierungen bringt Mario Er-
fahrung aus verschiedenen Bereichen mit, so Konzern-/
Interessenvertretung, Mitbestimmung, Tarifarbeit und 

Neue Zuständigkeit bei ver.di

Berno war seit über sechs Jahren Projektsekretär 
bei ver.di für die »Kirchen«. Er geht nun in seine 
wohlverdiente Rente und gibt den Staffelstab an 
einen jungen Kollegen, Mario Gembus, weiter. 
Deshalb hier mal ein kleiner Rückblick.

Berno kenne ich nun seit fast 30 Jahren. Diese Zeit war 
geprägt von vielen Auseinandersetzungen, Kämpfen, 
Wiederholungsschleifen und immer wieder Weiterma-
chen in dem weiten Feld von Kirche und Diakonie.

Zum ersten Mal getroffen haben wir uns um 1990 
herum. Die Kolleg/innen aus Niedersachsen, Hessen 
und Nordelbien (so hieß damals das Kirchengebiet 
Hamburg und Schleswig-Holstein, das Berno vertrat) 
fanden sich irgendwo im norddeutschen Raum zusam-

men und beschlossen gemeinsame Sache. Die damalige 
ÖTV kam nicht in die Puschen. So beschlossen die Ver-
treter/innen der Arbeitsgemeinschaften der Mitarbei-
tervertretungen (AGMAVen), die alle an der Basis der 
Gewerkschaft äußerst aktiv waren, ihre Zusammenar-
beit, heute würde man Vernetzung sagen, selbst in die 
Hand zu nehmen. Es gründete sich Anfang der neun-
ziger Jahre ein loser Zusammenschluss der AGMAVen 
und Gesamtausschüsse, dem sich bundesweit immer 
mehr AGMAVen anschlossen und der sich später „Bun-
deskonferenz der AGMAVen“ nannte. Alles ohne 
„rechtliche Grundlage“ des Diakonischen Werks und 
selbst organisiert. Heute schwer vorstellbar, dass Mitar-
beitervertreter/innen ohne wesentliche Unterstützung 
von Gewerkschaftssekretär/innen ihre eigenen überre-

Immer vorne dabei
Berno Schuckart -Witsch scheidet als Projektsekretär aus. Ein Rückblick mit ihm  
auf 30 aktive Jahre in Kirche und Gewerkschaft
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gionalen Strukturen aufbauten und parallel als Ehren-
amtliche in der Gewerkschaft die Einrichtung von Fach-
gruppen Kirchen in der ÖTV vorantrieben. Auch Berno 
wirkte hier tatkräftig mit.

Die AGMAVen begannen bundesweite Aktionen zu 
organisieren. Die erste gemeinsame Demonstration fand 
1992 in Suhl/Thüringen vor der Synode statt, um gegen 
die Verabschiedung  des Mitarbeitervertretungsgesetzes 
(MVG) zu protestieren. 500 Kolleg/innen aus dem ge-
samten Bundesgebiet kamen angereist. Obwohl die Sy-
node der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) 
das MVG beschloss, wurde die erste gemeinsame Akti-
on der AGMAVen als großer Erfolg gesehen. In den 
neunziger Jahren folgten weitere bundesweite Demons-
trationen, 1995 in Frankfurt und 1997 in Fulda gegen 
den von der Diakonie verordneten „Dritten Weg“. 
Berno war vorne dabei.

Dann kam ein Rückschlag, eine große Schleife 
wurde gedreht: Im Jahr 2001 zerstritten sich die AG-
MAVen heftig über die Frage, ob man in der Arbeits-
rechtlichen Kommission der EKD mitarbeiten solle oder 
nicht. Die Diakonie hatte auf stur geschaltet und hielt 
unbeirrt am „Dritten Weg“ fest. Insbesondere die nie-
dersächsischen Kolleg/innen warben für eine Mitarbeit 
in der neu gegründeten Arbeitsrechtlichen Kommission, 
um „das Schlimmste zu verhindern“. In einer histo-
rischen Kampfabstimmung an einem Fastnachtsdienstag 
setzten sie sich mit knapper Mehrheit durch. Berno hielt 
dagegen.

Auch in den nächsten Jahren hielt Berno dagegen 
und kämpfte weiter für Tarifverträge. Jetzt kürzen wir 
die Geschichte ab: Die Kolleg/innen in der Bundeskon-
ferenz fanden wieder zusammen, die AGMAV-Vertreter/
innen aus Niedersachsen und den anderen Diako-

nischen Werken stiegen 2009 aus der Arbeitsrecht-
lichen Kommission (ARK) aus und einigten sich in der 
„Göttinger Erklärung“ auf ein gemeinsames Vorgehen. 
Unter der Parole „Tarifverträge statt kollektives Bet-
teln“ starteten die Beschäftigten zahlreiche Aktionen, 
2013 streikte eine Reihe von diakonischen Einrich-
tungen für Tarifverträge. Die niedersächsischen Kolleg/
innen waren dann die ersten, die auf diesem Weg 
einen Tarifvertrag durchsetzten.

In und mit ver.di hatte sich einiges getan. Wurden 
die kirchlichen Kolleg/innen Anfang der neunziger 
Jahre in der Gewerkschaft ÖTV noch etwas mitleidig 
belächelt, so erklärte der Fachbereich 3 von ver.di die 
kirchlichen Aktivitäten zu einem Schwerpunktthema 
und unterstützte nachhaltig die Aktivitäten vor Ort. 
Dazu brauchte man einen Projektsekretär. Und wer 
war es? Berno.

Die Aktivitäten, die nun von der ver.di-Bundesver-
waltung ausgingen bzw. unterstützt wurden, waren 
vielfältig. Es begann mit der großen Demonstration 
2011 in Magdeburg zur EKD-Synode mit über 1500 
Teilnehmer/innen. Aktionen und auch Unterstützungs-
streiks im Sozial- und Erziehungsdienst folgten, und vor 
allem wurde in der Diakonie Niedersachsen ein Tarif-
vertrag erkämpft. Ein weiterer Höhepunkt war im ver-
gangenen Jahr der erste Streik in einem katholischen 
Krankenhaus. In Ottweiler legten die Beschäftigten für 
einen Tarifvertrag Entlastung die Arbeit nieder. Es ist 
viel in Bewegung geraten und wir werden weiter dafür 
kämpfen.

Was jetzt bleibt: Danke Berno! Wir wünschen Dir 
weiterhin alles Gute und einen gesunden (Un)Ruhe-
stand!

Erhard Schleitzer

Berno Schuckart-Witsch
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Das Reformationsjahr ist vorüber – 
die Arbeitsbedingungen bleiben reformbedürftig 


